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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Die WBK-NR reichte im Januar 2021 eine Motion zur Kulturvermittlung zugunsten des
literarischen und kulturellen Erbes durch Buchhandlungen ein, mit der sie den
Bundesrat dazu aufforderte, in der nachsten Kulturbotschaft ab 2025 eine
Unterstitzung fur Buchhandlungen nach dem Subsidiaritatsprinzip einzubauen. Dies sei
notig, da Buchhandlungen einen wichtigen Beitrag zur Kultur der Schweiz leisteten und
langsam aber sicher verschwinden wirden. So hatten vor 20 Jahren noch Uber 600
existiert, wahrend es heute noch gerade 394 Buchhandlungen gebe, wie Matthias
Aebischer (sp, BE) als Sprecher der Kommissionsmehrheit argumentierte.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da die Bedeutung der
Buchhandlungen in der Schweiz bereits in der Kulturbotschaft 2021-2024 anerkannt
worden sei. Jedoch kénne keine Unterstlitzung auf nationaler Ebene gewahrt werden,
da die Kulturférderung erstens in der Verantwortlichkeit der Kantone liege, es zweitens
nicht méglich sei, einen einzelnen Kultursektor bevorzugt zu behandeln, es sich drittens
um privatwirtschaftliche Unternehmen handle, welche eine eigene unternehmerische
Verantwortung trigen, und die Buchhandlungen viertens aufgrund der Méglichkeit des
Onlineversandes wahrend der Pandemie besser gestellt gewesen seien als andere
Kultursektoren. Dadurch sei eine solche Vorrangstellung der Buchhandlungen nicht zu
rechtfertigen, wie Bundesrat Alain Berset in der Ratsdebatte erlauterte. Phillip Kutter
(mitte, ZH) stimmte der Argumentation des Bundesrates als Vertreter der
Kommissionsminderheit, welche Ablehnung der Motion beantragte, zu. Erganzend hielt
er fest, dass diese Motion die nachste Kulturbotschaft negativ beeinflussen wurde, da
es zentral sei, diese jeweils als Gesamtes zu betrachten. Durch eine isolierte
Vorwegnahme einzelner Anliegen wirde dies jedoch  unmdglich gemacht. Der
Nationalrat folgte der Empfehlung des Bundesrates sowie der Minderheit Kutter und
lehnte die Motion in der Sommersession 2021 mit 94 zu 84 Stimmen bei 7 Enthaltungen
ab.!

Kulturpolitik

Nachdem der Nationalrat in der Frihlingssession 2021 entschieden hatte, auf den
Entwurf des neuen Bundesgesetzes iiber den Jugendschutz bei Filmen und
Videospielen des Bundesrates einzutreten, fihrte er in der Sommersession 2021 die
Detailberatung der Vorlage weiter, welche in zwei Bldcke unterteilt wurde.

Beim ersten Block, welcher insbesondere den Geltungsbereich sowie die Zielsetzung
des Gesetzes festlegt, sprach sich der Nationalrat flr verschiedene, von der WBK-NR
vorgeschlagene Anderungen aus. So wurde das Gesetz auch auf allfallige
Zusatzfunktionen bei Filmen wie beispielsweise Mikrotransaktionen in Videospielen -
dies sind In-App-Kéufe, die Kinder und Jugendliche wéahrend des Spiels zu Kaufen mit
echtem Geld verflihren - ausgeweitet (98 zu 67 Stimmen, 1 Enthaltung). Dagegen hatte
sich eine Minderheit Herzog (svp, TG) gewehrt, da es in die Verantwortung der
Erziehungsberechtigten falle, ob Kinder oder Jugendliche selbststédndig eine Kreditkarte
nutzen durfen, um solche Kaufe Gberhaupt erst zu tatigen. Der Nationalrat bevorzugte
ausserdem mit 110 zu 60 Stimmen eine vom Bundesrat nach der Vernehmlassung
angepasste Regelung, wonach die Altersgrenze fir Jugendliche um maximal zwei Jahre
unterschritten werden darf, wenn diese die Spiele oder Filme in Begleitung einer
mindestens 10 Jahre alteren, volljahrigen Person kaufen oder konsumieren. Ein
Minderheitsantrag Tuena (svp, ZH) hatte in solchen Situationen einen Verzicht auf eine
Altersgrenze gefordert.

In der Debatte zum zweiten Block zur praktischen Umsetzung des Gesetzes nahm der
Nationalrat zahlreiche Anderungen vor. So fligte er, wie von der Kommissionsmehrheit
verlangt, eine Regelung hinzu, wonach Expertinnen und Experten als standige Mitglieder
in die Jugendschutzorganisationen miteinbezogen werden mussen (110 zu 77 Stimmen, 1
Enthaltung). Erfolglos hatte Mauro Tuena auch diese Regelung in einem
Minderheitsantrag bekémpft, da der Bundesrat in seinem Entwurf bereits vor sah, dass
die Meinungen von Expertinnen wund Experten fur die Erarbeitung der
Jugendschutzregelungen mit einbezogen werden sollen. Diese nun aber gar als standige
Mitglieder aufzunehmen, erachtete der Zurcher als «unndétiges Blrokratiemonster».
Auch angenommen wurde der von der Kommissionsmehrheit vorgeschlagenen Artikel,
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wonach der Bund die Medienkompetenz der Jugendlichen und Kinder steigern sowie
Massnahmen zur Prévention in diesem Bereich ergreifen solle (111 zu 79 Stimmen).
Verena Herzog wehrte sich erneut erfolglos mit dem Argument, dass hier bereits
genugend gemacht werde, etwa durch den Lehrplan 21 oder die Onlineplattform
«Jugend und Medien» des BSV.

Auf breite Unterstltzung stiess hingegen der Einzelantrag von Philipp Kutter (mitte, ZH).
Mit 168 zu 15 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat daflr aus, dass
Altersklassifikationssysteme, die bereits vor dem Inkrafttreten des Gesetzes in der
Schweiz angewendet wurden, weiter bestehen dirfen. Damit wurde verhindert, dass
Altersklassifikationen von Produkten, die bereits auf dem Markt sind, nachtréglich
geandert werden mussen.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat das neue Gesetz samt aller
Anderungen mit 112 zu 74 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) an. Die geschlossene SVP-
Fraktion sowie eine Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion lehnten die
Gesetzesanderung ab. Entsprechend dem Antrag des Bundesrates wurden ausserdem
die beiden Motionen (Mo. 07.3870 und Mo. 09.3422), die diesem Entwurf zugrunde
lagen, abgeschrieben. Damit wurde das Bundesgesetz zur Behandlung an die kleine
Kammer weiter gereicht.

Die beiden Kammern beugten sich in der Herbstsession 2021 Uber die
Differenzbereinigung zur Revision des Filmgesetzes (Lex Netflix), die in derselben
Session auch gelang. Damit fand die Debatte nach fast einem Jahr ein Ende - als mit
Abstand letzte der verschiedenen Vorlagen zur Kulturbotschaft 2021-2024.

Der Nationalrat, welcher als erster an der Reihe war, befasste sich mit vier
bestehenden Differenzen zur standeréatlichen Version des Gesetzes. Mit der
Begrindung, dass der vorgeschlagene Kompromiss fur alle Beteiligten ausgewogen sei
und eine gute Starkung des Schweizer Films ermégliche, schloss sich die Mehrheit der
WBK-NR in allen offenen Punkten dem Stédnderat an.

Die erste Differenz bezog sich auf die vom Bundesrat vorgeschlagene Hohe der
Investitionspflicht. Damit wirden neu auch Online-Plattformen, wie etwa Netflix,
verpflichtet, einen gewissen Prozentsatz ihres in der Schweiz erreichten Bruttogewinns
in Schweizer Filme zu investieren. Die Frage war nun, wie hoch dieser Ansatz festgelegt
werden sollte. Der Nationalrat hatte sich in der Herbstsession 2020 auf 1 Prozent
geeinigt, was durch den Stédnderat wieder rickgangig gemacht worden war. Dieser
entschied in der Sommersession 2021, dem Entwurf des Bundesrates zu folgen, und
verlangte eine Abgabe von mindestens 4 Prozent. Da dadurch inléandische und
auslandische TV-Stationen gleiche Bedingungen hatten und der Schweizer Film
nachhaltig unterstitzt und geférdert werden koénnte, unterstlitzte die Mehrheit der
WBK-NR mit 14 zu 10 Stimmen den Standerat. Eine Kommissionsminderheit, angefihrt
von Peter Keller (svp, NW), forderte die Senkung der Investitionspflicht von 4 auf 2
Prozent. Der Schweizer Film werde bereits starker geférdert als friher, 2013 mit rund
CHF 100 Mio. und heute geméass NZZ bereits mit bis zu CHF 150 Mio. jahrlich. Mit
diesem Gesetz wlrden nun auslandische Anbietende und Streaming-Dienste
verpflichtet, den Schweizer Filmsektor «zwangsweise mit[zulsubventionieren», was
einem liberalen Verstandnis des Marktes mehr als widerspreche, wie Keller seine
Minderheit begrindete. Ausserdem warf er die Frage in den Raum, ob die Probleme
beim Schweizer Film wirklich darauf zurtickzuflhren seien, dass dieser zu wenig Geld
bekomme, oder nicht eher zu viel erhalte. «Wenn man der Katze jeden Tag ein Whiskas
hinstellt, geht sie nicht mehr jagen. Staatsknete macht trage.» Mit 119 zu 71 Stimmen
entschied der Nationalrat jedoch, der Kommissionsmehrheit und somit dem Entwurf
des Standerates zu folgen und die Investitionspflicht auf 4 Prozent anzusetzen. Die
Fraktionen der SP und der Grinen stimmten geschlossen, die Fraktionen der Mitte und
der Grunliberalen mit einer klaren Mehrheit fir, die SVP-Fraktion geschlossen gegen die
Kommissionsmehrheit. Die Fraktion der FDP.Liberalen zeigte sich stark gespalten, so
stimmten 15 Mitglieder flur den Mehrheitsantrag und 14 fur die Minderheit Keller.

Als zweiter Punkt wurde die Frage diskutiert, welche Firmen von dieser
Investitionspflicht ausgenommen werden sollen. Hier hatte der Nationalrat im Herbst
2020 beschlossen, dass nebst der SRG auch regionale TV-Anbietende sowie
Kabelnetzbetreibende von dieser Regelung ausgeschlossen bleiben sollen. Dem
widersprach jedoch der Stédnderat im Sommer 2021, welcher nebst der SRG keine
weiteren Ausnahmen ins Gesetz aufnehmen wollte. Auch hier folgte die
Kommissionsmehrheit mit 13 zu 10 Stimmen dem Sténderat. Regionale Anbietende
seien gar nicht von dieser Regelung betroffen, da diese sehr oft gar keine Filme zeigen
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wirden, was eine Ausnahme flr diese Félle obsolet mache, so Matthias Aebischer (sp,
BE) fuir die Kommissionsmehrheit im Rat. Eine Minderheit Kutter (mitte, ZH) verlangte
Festhalten an dem Entwurf des Nationalrates. Schnelles Internet in allen Landesteilen
sei ein extrem wichtiges Anliegen, welches auch der Bundesrat unterstltze. Ziel solle
sein, Kabelnetzbetreibende dabei zu unterstitzten, den daflr nodtigen Ausbau so
schnell wie moglich zu erreichen. Mit dieser Investitionspflicht werde diesen aber ein
riesiger Stein in den Weg gelegt, weshalb Kabelnetzbetreibende im Interesse aller aus
dieser Regelung ausgeschlossen werden sollten, wie der Minderheitensprecher sein
Anliegen begriindete. Auch hier folgte der Nationalrat jedoch mit 110 zu 77 Stimmen (bei
3 Enthaltungen) der Kommissionsmehrheit und gab dem Sténderat in diesem Punkt
nach. Die geschlossenen Fraktionen der SP und der Grinen sowie eine klare Mehrheit
der Grinliberalen Fraktion stimmten fir die Mehrheitsposition, die SVP-Fraktion, etwa
die Halfte der FDP.Liberalen-Fraktion sowie ein Drittel der Mitte-Fraktion sprachen
sich fur den Minderheitsantrag Kutter aus.

Die dritte Differenz drehte sich um Werbeleistungen zur Bewerbung von Schweizer
Filmen und deren Anrechenbarkeit an die Investitionspflicht. Geméss geltendem Recht
kénnen private TV-Sender den Schweizer Film in Form von Werbeminuten statt mit
Geld unterstutzen. Die offene Frage war nun, wie hoch der Werbebetrag sein darf, der
an die Investitionspflicht angerechnet werden kann. Wéahrend der Bundesrat in seiner
Botschaft vorsah, diese Méglichkeit der Anrechenbarkeit ganz abzuschaffen, hatte der
Nationalrat eine Anrechenbarkeit von Werbeminuten im Umfang von bis zu CHF 1 Mio.
vorgesehen. In der Differenzbereinigung setzte sich die nationalratliche
Kommissionsmehrheit dem Standerat folgend fur eine Anrechnung eines Betrags bis
CHF 500'000 ein. Eine Kommissionsminderheit Kutter verlangte hingegen Festhalten an
der vorher im Rat gefassten Position (CHF 1 Mio.). Kutter argumentierte damit, dass
auch private Sender zunehmend mit rucklaufigen Zahlen zu kd&mpfen hatten und alles
andere als in Geld schwimmen wurden. Der von der Kommissionsmehrheit berechnete
Rlckgang der Unterstutzungszahlungen flr den Schweizer Film von CHF 18 auf CHF 14
Mio. erachtete Kutter als vertretbaren Kompromiss. Stattdessen wirden in Zukunft die
Investitionen der Streaming-Anbietenden massiv zunehmen, was diesen Ruckgang mehr
als kompensieren werde. Der Nationalrat folgte aber auch hier mit 106 zu 85 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) wieder der Kommissionsmehrheit. Erneut stimmten die SP- und die
Grine Fraktion geschlossen fur die Kommissionsmehrheit, die SVP-Fraktion
geschlossen fur die Kommissionsminderheit. Die Grinliberale Fraktion sprach sich
mehrheitlich flr den Mehrheitsantrag aus, wahrend sich die FDP.Liberalen-Fraktion
und die Mitte-Fraktion auch in dieser Frage gespalten zeigten.

Zu guter Letzt hatte das Parlament auch Uber eine von Christian Wasserfallen (fdp, BE)
angeflihrte Minderheit zu befinden, der die gesamte «Lex Netflix>»>, also jegliche
Investitionspflicht, streichen wollte. Er argumentierte, dass es nicht zielfihrend sei,
sich als kleine Schweiz mit Anbietenden wie Netflix anzulegen. Vielmehr sollte sich der
Schweizer Filmsektor mit den Produzentinnen und Produzenten in Verbindung setzen
und Kollaborationen anstreben, um von deren grossen Reichweite zu profitieren. Auch
er betonte, dass die derzeitige Unterstltzung in der Hohe von CHF 150 Mio. vom BAK,
den Kantonen, Stadten, Gemeinden und den SRG-Abgaben ausreichend sei. Lieber solle
man sich auf die Qualitat des Filmes berufen und bessere Drehbtcher schreiben, dann
héatte der Schweizer Film vielleicht auch bessere Chancen auf dem internationalen
Markt, forderte er. Ein Drittel der FDP.Liberalen-Fraktion, die SVP-Fraktion sowie
einzelne Mitglieder der Griinen und der Grunliberalen unterstitzten Wasserfallen; mit
121 zu 65 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat den Minderheitsantrag
Wasserfallen ab und hielt an der Lex Netflix fest.

Da in der Nationalratsdebatte alle inhaltlichen Differenzen beseitigt worden waren, ging
es im Standerat nur noch um zwei rein sprachliche Anpassungen. Diese wurden von der
kleinen Kammer in der Folge diskussionslos und stillschweigend gutgeheissen.

Damit war die Vorlage nach langen Diskussionen im Oktober 2021 bereit fur die
Schlussabstimmungen. Im Nationalrat wurde die «Lex Netflix» mit 124 zu 67 (bei 3
Enthaltungen) angenommen. Die Fraktionen der SP, der Griinen und der GLP stimmten
geschlossen fur, die SVP-Fraktion geschlossen gegen den Gesetzesentwurf. Uneinig
waren sich die Fraktionen der FDP.Liberalen und der Mitte, wobei jeweils eine Mehrheit
fur die Vorlage stimmte. Im Stédnderat fand das Gesetz mit 32 zu 8 Stimmen (4
Enthaltungen) deutliche Zustimmung. °

1) AB NR, 2021, $.1394 ff.; Medienmitteilung WBK-NR vom 22.1.21
2) AB NR, 20218. 1157 ff.; AB NR, 20218S. 564 ff.; BBI, 2020 S. 8203 ff.
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3) AB NR, 2021, S. 1646 ff.; AB NR, 2021, S. 2139; AB SR, 2021, S. 1087; AB SR, 2021, S. 877 f.
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